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134. Verordnung: Abänderung und Ergänzung der Verordnung in Betreff des Prüfungs- und
Zeugniswesens für Bewerber um die Konzession zu einem Baugewerbe, ferner
in Betreff der bei Vereinigung mehrerer Baugewerbe in einer Person zu ge-
währenden Erleichterungen

135. Verordnung: 2. Durchführungsverordnung zum Elektrotechnikgesetz

1 3 6 . Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die internationale
Handelsschiedsgerichtsbarkeit durch Frankreich

1 3 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
10. März 1967, womit die Verordnung vom
27. Dezember 1893, RGBl. Nr. 195, in Be-
treff des Prüfungs- und Zeugniswesens für Be-
werber um die Konzession zu einem Bau-
gewerbe, ferner in Betreff der bei Vereini-
gung mehrerer Baugewerbe in einer Person
zu gewährenden Erleichterungen, in der Fas-
sung der Verordnung vom 22. November
1952, BGBl. Nr. 228, abgeändert und ergänzt

wird

Auf Grund des ersten und zweiten Absatzes
des § 13 des Gesetzes vom 26. Dezember 1893,
RGBl. Nr. 193, betreffend die Regelung der
konzessionierten Baugewerbe, sowie des § 23
Abs. 2 bis 4 der Gewerbeordnung in der Fassung
der Gewerberechtsnovelle 1965, BGBl. Nr. 59,
wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und für Kultus und Unterricht vom
27. Dezember 1893, RGBl. Nr. 195, in Betreff
des Prüfungs- und Zeugniswesens für Bewerber
um die Konzession zu einem Baugewerbe, ferner
in Betreff der bei Vereinigung mehrerer Bau-
gewerbe in einer Person zu gewährenden Erleich-
terungen, in der Fassung der Verordnung vom
22. November 1952, BGBl. Nr. 228, wird abge-
ändert und ergänzt wie folgt:

1. Der Abschnitt I hat zu lauten:

„A. BESTIMMUNGEN ÜBER BAUGEWERBE-
PRÜFUNGEN

Prüfungsgegenstände für Bewerber um eine Bau-
meisterberechtigung

§ 1. (1) Gegenstände der Prüfung für Bewerber
um eine Konzession für das Gewerbe der Bau-
meister sind:

1. Die Ausarbeitung eines Entwurfes für ein
größeres Gebäude auf einem gegebenen Bauplatz
nach gegebenem Programm, mit allen notwendi-
gen Grundrissen, Schnitten und Ansichten, mit
der Darstellung der Einzelheiten der wichtigsten
Konstruktionen samt deren Bemessung; die Aus-
arbeitung einer funktioneilen Baubeschreibung
und eines Teiles des Leistungsverzeichnisses sowie
der Kostenberechnung einer Teilleistung unter
Berücksichtigung der vorkommenden Professio-
nistenarbeiten;

2. die schriftliche und zeichnerische Beantwor-
tung von Fragen aus Mathematik, Darstellender
Geometrie, Vermessungswesen, Baustatik und
Hochbau;

3. die mündliche Beantwortung
a) von Fragen aus Gebäudelehre, Bauhygiene,

Baustofflehre, Baumaschinenkunde und
Baubetriebslehre;

b) von Fragen aus der Baupraxis, aus Buch-
haltung, über bau- und feuerpolizeiliche
Vorschriften, Normen und Dienstnehmer-
schutzvorschriften sowie von einschlägigen
Fragen über die Behördenorganisation, das
Verwaltungsverfahrensrecht und Gewerbe-
recht.

(2) Die Prüfungsaufgaben und -fragen sind der
Praxis zu entnehmen und sollen ihrem Schwie-
rigkeitsgrad nach dem Lehrstoff der vergleich-
baren Unterrichtsgegenstände einer Höheren
Lehranstalt für Hochbau oder für Tiefbau ange-
paßt sein.

Prüfungsgegenstände für Bewerber um eine
Maurermeisterberechtigung

§ 2. (1) Gegenstände der Prüfung für Bewer-
ber um eine Konzession für das Gewerbe der
Maurermeister sind:

1. Die Ausarbeitung eines Entwurfes für ein
Gebäude auf einem gegebenen Bauplatz nach
gegebenem Programm unter Berücksichtigung des
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landwirtschaftlichen Bauwesens, mit allen not-
wendigen Grundrissen, Schnitten und Ansichten,
mit der Darstellung der Einzelheiten der wichtig-
sten Konstruktionen samt deren Bemessung; die
Ausarbeitung einer funktioneilen Baubeschrei-
bung und eines Teiles des Leistungsverzeichnisses
sowie der Kostenberechnung einer Teilleistung
unter Berücksichtigung der vorkommenden Pro-
fessionistenarbeiten;

2. die schriftliche und zeichnerische Beantwor-
tung von Fragen aus Mathematik, Darstellender
Geometrie, Baustatik und Hochbau;

3. die mündliche Beantwortung
a) von Fragen aus Bauhygiene, Baustofflehre,

Baumaschinenkunde und Baubetriebslehre;
b) von Fragen aus der Baupraxis, aus Buch-

haltung, über bau- und feuerpolizeiliche
Vorschriften, Normen und Dienstnehmer-
schutzvorschriften sowie von einschlägigen
Fragen über die Behördenorganisation, das
Verwaltungsverfahrensrecht und Gewerbe-
recht.

(2) Die Prüfungsaufgaben und -fragen sind der
Praxis zu entnehmen und sollen ihrem Schwierig-
keitsgrad nach dem Lehrstoff der vergleichbaren
Unterrichtsgegenstände an einer Bauhandwerker-
schule für Maurer angepaßt sein.

Prüfungsgegenstände für Bewerber um eine Stein-
metzmeisterberechtigung

§ 3. (1) Gegenstände der Prüfung für Bewerber
um eine Konzession für das Gewerbe der Stein-
metzmeister sind:

1. Die Zeichnung von in Stein auszuführenden
Objekten oder Baubestandteilen mit den erfor-
derlichen Grundrissen, Schnitten und Ansichten
und mit Beigabe von schriftlichen Erläuterungen
über ihre Konstruktion und die allenfalls not-
wendige Fundierung, erforderlichenfalls mit Bei-
gabe einer axionometrischen Darstellung kon-
struktiver Einzelheiten sowie die Ausarbeitung
einer zugehörigen Kostenberechnung;

2. die schriftliche und zeichnerische Beantwor-
tung von Fragen aus Mathematik, Darstellender
Geometrie, Baustatik, Formenlehre, Stilkunde
und Schriftzeichnen;

3. die mündliche Beantwortung
a) von Fragen aus Steinmaterialkunde, Bau-

stofflehre und Steinmaschinenkunde;
b) von Fragen aus der Baupraxis, aus Buch-

haltung, über Bauvorschriften, Normen
und Dienstnehmerschutzvorschriften sowie
von einschlägigen Fragen über die Behör-
denorganisation, das Verwaltungsverfah-
rensrecht und Gewerberecht.

(2) Die Fragen sind der Praxis zu entnehmen
und sollen ihrem Schwierigkeitsgrad nach dem
Lehrstoff der vergleichbaren Unterrichtsgegen-

stände an einer Bauhandwerkerschule für Stein-
metze angepaßt sein.

Prüfungsgegenstände für Bewerber um eine
Zimmermeisterberechtigung

§ 4. (1) Gegenstände der Prüfung für Bewerber
um eine Konzession für das Gewerbe der Zim-
mermeister sind:

1. Die Ausmittlung von Dachflächen und die
Dachstuhlkonstruktion für einen komplizierten
Grundriß, Entwerfen eines Holz- oder Riegel-
wandbaues mit den dazugehörigen Werksätzen
und Grundrissen, Aufrissen und Profilen sowie
Bemessung der einzelnen Konstruktionsteile,
einer Gerüstung unter erschwerten Verhältnissen;
Entwerfen von Schalungen und sonstigen zimmer-
mannsmäßigen Konstruktionen, auch solchen des
Wasserbaues, Brückenbaues, Uferschutz- und
Wehrbaues sowie die schriftliche Erläuterung
eines Entwurfes und die Verfassung eines Teiles
des Leistungsverzeichnisses sowie der Kostenbe-
rechnung einer Teilleistung für diesen Entwurf;

2. die schriftliche und zeichnerische Beant-
wortung von Fragen aus Mathematik, Darstel-
lender Geometrie (insbesondere die zeichnerische
Darstellung von . Holzverbindungen), Baustatik
und Holzbau;

3. die mündliche Beantwortung
a) von Fragen aus Bauhygiene, Baustofflehre

(insbesondere Holzmaterialkunde, Holz-
schutz) und Maschinenkunde;

b) von Fragen aus der Baupraxis, aus Buch-
haltung, über bau- und feuerpolizeiliche
Vorschriften, Normen und Dienstnehmer-
schutzvorschriften sowie von einschlägigen
Fragen über die Behördenorganisation, das
Verwaltungsverfahrensrecht und Gewerbe-
recht.

(2) Die Prüfungsaufgaben und -fragen sind der
Praxis zu entnehmen und sollen ihrem Schwierig-
keitsgrad nach dem Lehrstoff der vergleichbaren
Unterrichtsgegenstände an einer Bauhandwerker-
schule für Zimmerer angepaßt sein.

Prüfungsgegenstände für Bewerber um eine
Brunnenmeisterberechtigung

§ 5. (1) Gegenstände der Prüfung für Bewerber
um eine Konzession für das Gewerbe der Brun-
menmeister sind:

1. Die schriftliche und zeichnerische Beant-
wortung von Fragen aus dem Gebiete des Brun-
nenmeistergewerbes sowie von einschlägigen
Fragen aus Mathematik, Darstellender Geometrie
und Baustatik, wie die Erläuterung der Arbeits-
verfahren, die Darstellung von Holzverbindun-
gen u. dgl., die Bemessung von Konstruktions-
teilen bei Schachtbrunnen, Schachtabdeckungen
und anderen Brunnenmeisterarbeiten, sowie die
Erstellung einer Kostenberechnung;



32. Stück — Ausgegeben am 14. April 1967 — Nr. 134 629

2. die mündliche Beantwortung von Fragen
aus dem Gebiete des Brunnenmeistergewerbes,
insbesondere über die verschiedenen Verfahren
zur Herstellung, Ausgestaltung oder Instand-
setzung von Brunnen aller Art, Quellfassungen
und ländlichen Wasserleitungen, über Brunnen-
büchsen, Verrohrungen, Brunnenfilter, Pumpen
und deren Antriebe, Pumpversuche, Wasser-
untersuchungen, Sickergruben, Grundwasser,
Hygiene der Wasserversorgung und der Abwas-
serbeseitigung, aus Boden- und Materialkunde,
Sprengmittelwesen, über Werkzeuge und Geräte,
Rettungsmaßnahmen nach Unfällen, bau- und
wasserrechtliche Vorschriften, Normen, Dienst-
nehmerschutzvorschriften, Buchhaltung, sowie
von einschlägigen Fragen über die Behörden-
Organisation, das Verwaltungsverfahrensrecht
und Gewerberecht.

(2) Die Fragen sind der Praxis des Brunnen-
meistergewerbes zu entnehmen.

Dauer der Prüfungen

§ 6. (1) Die gesamte Dauer des nichtmündlichen
Teiles der Prüfung darf

a) bei der Prüfung für die Berechtigung für
das Baumeistergewerbe 14 Arbeitstage,

b) bei der Prüfung für die Berechtigung für
das Maurermeister- und Zimmermeister-
gewerbe 10 Arbeitstage,

c) bei der Prüfung für die Berechtigung für
das Steinmetzmeistergewerbe 8 Arbeits-
tage,

d) bei der Prüfung für die Berechtigung für
das Brunnenmeistergewerbe 2 Arbeitstage

nicht überschreiten.
(2) Die tägliche Dauer des nichtmündlichen

Teiles der in Abs. 1 unter lit. a bis d genannten
Prüfung darf 7 Stunden nicht überschreiten.

(3) Die Dauer des mündlichen Teiles der Bau-
meisterprüfung darf — je Prüfling — nicht mehr
als eineinhalb Stunden, die Dauer des münd-
lichen Teiles der anderen Baugewerbeprüfungen
— je Prüfling — nicht mehr als eine Stunde be-
tragen.

Teilweise Ersetzung der Prüfung durch Schul-
besuch

§ 7. (1) Die Ablegung der in § 1 Abs. 1 Z. 2
und Z. 3 lit. a, § 2 Abs. 1 Z. 2 und Z. 3 lit. a,
§ 3 Abs. 1 Z. 2 und Z. 3 lit. a sowie § 4 Abs. 1
Z. 2 und Z. 3 lit. a genannten Teile der Prüfung
wird ersetzt

1. durch Zeugnisse über die erfolgreiche Ab-
legung der 1. Staatsprüfung oder der Einzel-
prüfungen aus allen Gegenständen derselben an
der Fakultät für Bauingenieurwesen und Archi-
tektur einer Technischen Hochschule im Zu-
sammenhalt mit Zeugnissen über die an einer
solchen Fakultät mit Erfolg abgelegten Prüfungen

und den Besuch der damit verbundenen Übun-
gen aus folgenden Gegenständen der 2. Staats-
prüfung: Baustatik, Hochbau, Gebäudelehre,
Baubetriebslehre, Geodäsie;

2. durch das Zeugnis über die an der Tech-
nischen Hochschule in Graz, Fakultät für Bau-
ingenieurwesen und Architektur, Studienrichtung
Wirtschaftsingenieure, Wahlrichtung Bauwesen,
mit Erfolg abgelegte 2. Staatsprüfung;

3. durch das Zeugnis über die erfolgreich ab-
gelegte Reifeprüfung an einer Höheren Lehr-
anstalt für Hochbau oder für Tiefbau.

(2) Die Ablegung der in § 4 Abs. 1 Z. 2 und
Z. 3 lit. a genannten Teile der Prüfung wird
auch durch Zeugnisse über die erfolgreich abge-
legte Reifeprüfung an einer Höheren Lehranstalt
für Holzbau ersetzt.

(3) Die Ablegung der in § 1 Abs. 1 Z. 1, Z. 2
und Z. 3 lit. a, § 2 Abs. 1 Z. 1, Z. 2 und Z. 3
lit. a, § 3 Abs. 1 Z. 1, Z. 2 und Z. 3 lit. a, § 4
Abs. 1 Z. 1, Z. 2 und Z: 3 lit. a sowie § 5 Abs. 1
Z. 1 genannten Teile der Prüfung wird ersetzt
durch Zeugnisse über die an einer Technischen
Hochschule, Fakultät für Bauingenieurwesen und
Architektur, ausgenommen an den Unterabtei-
lungen für Vermessungswesen und Wirtschafts-
ingenieure, mit Erfolg abgelegte 2. Staatsprüfung.

Zeitpunkt der Ablegung der Prüfungen

§ 8. (1) Die Baugewerbeprüfungen können mit
der in Abs. 2 vorgesehenen Ausnahme nur unge-
teilt und erst nach Vollendung der praktischen
Ausbildung (§§ 11 und 12 des Gesetzes vom
26. Dezember 1893, RGBl. Nr. 193) abgelegt
werden.

(2) Bewerber um eine Baumeisterberechtigung
können die Prüfung über die in § 1 Abs. 1 Z. 2
und Z. 3 lit. a angeführten Gegenstände bereits
nach Erlernung des Gewerbes (§10 des Gesetzes
vom 26. Dezember 1893, RGBl. Nr. 193) ab-
legen.

Prüfungstermine

§ 9. Der Landeshauptmann hat in jedem Jahr
mindestens einen Termin für die Vornahme von
Baugewerbeprüfungen jeder Art festzusetzen und
den Prüfungstermin spätestens zwei Monate vor
Beginn der Prüfung im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" oder auf andere geeignete Weise kund-
zumachen. In dieser Kundmachung ist auch der
Zeitpunkt festzusetzen, bis zu dem das Ansuchen
um Zulassung zur Prüfung (§ 10) zu stellen ist.

Zulassung zur Prüfung

§ 10. (1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer das
betreffende Baugewerbe nach Maßgabe der Be-
stimmungen des § 10 des Gesetzes vom 26. De-
zember 1893, RGBl. Nr. 193, erlernt und —
außer in den Fällen des § 8 Abs. 2 — eine prak-
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tische Ausbildung in dem betreffenden Bau-
gewerbe nach Maßgabe der Bestimmungen der
§§11 und 12 dieses Gesetzes erhalten hat.

(2) Das Ansuchen um Zulassung zur Prüfung
ist schriftlich an den Landeshauptmann zu stellen,
der über die Zulassung entscheidet; dem An-
suchen sind die Nachweise der im Abs. 1 ange-
führten Voraussetzungen für die Prüfungszulas-
sung und die gemäß § 7 etwa für eine teilweise
Ersetzung der Prüfung in Betracht kommenden
Zeugnisse anzuschließen.

Prüfungskommission

§ 11. (1) Die Baugewerbeprüfüngen sind vor
einer Kommission abzulegen, die der Landes-
hauptmann am Sitze des Amtes der Landes-
regierung einzusetzen hat.

(2) Die Prüfungskommission besteht
a) für Bewerber um Berechtigungen für das

Baumeistergewerbe aus vier Mitgliedern,
und zwar:

1. aus dem Leiter der für technische An-
gelegenheiten des Bauwesens zuständigen
Abteilung des Amtes der Landesregierung
oder seinem Vertreter als Vorsitzenden,

2. aus einem höheren Beamten des Lan-
desbaudienstes,

3. aus einem Hochschulprofessor an einer
Technischen Hochschule oder einem Fach-
lehrer an einer Höheren Lehranstalt für
Hochbau oder für Tiefbau oder aus einem
Architekten für Hochbau oder einem Zivil-
ingenieur für Hochbau oder für Bauwesen
oder einem Ingenieurkonsulenten für Bau-
wesen,

4. aus dem Inhaber einer Konzession für
das Baumeistergewerbe;

b) für Bewerber um Berechtigungen für das
Maurermeister-, Steinmetzmeister-, Zim-
mermeister- oder Brunnenmeistergewerbe
aus drei Mitgliedern, und zwar:

1. aus einem höheren Beamten des Lan-
desbaudienstes als Vorsitzenden,

2. aus einem Hochschulprofessor an einer
Technischen Hochschule oder einem Fach-
lehrer an einer Höheren Lehranstalt für
Hochbau oder für Tiefbau oder aus einem
Architekten für Hochbau oder einem Zivil-
ingenieur für Hochbau oder für Bauwesen
oder einem Ingenieurkonsulenten für Bau-
wesen;

3. je nach dem Gewerbe, für das die Be-
rechtigung angestrebt wird, aus dem Inhaber
einer Konzession für das Maurermeister-,
Steinmetzmeister-, Zimmermeister- oder
Brunnenmeistergewerbe, bei Prüfungen für
Bewerber um eine Berechtigung für das
Maurermeistergewerbe auch aus dem In-

haber einer Konzession für das Baumeister-
gewerbe.

(3) Die Mitglieder der Kommission gemäß
Abs. 2 lit. a Z. 2 bis 4 und lit. b sind vom Lan-
deshauptmann auf die Dauer von drei Jahren zu
bestellen. Für jedes Mitglied ist mindestens ein
Ersatzmitglied zu bestellen. Vor Bestellung des
Mitgliedes und des Ersatzmitgliedes aus dem
Kreise der Ziviltechniker ist der Vorschlag der
zuständigen Ingenieurkammer, vor Bestellung des
Mitgliedes und Ersatzmitgliedes aus dem Kreise
der Gewerbetreibenden der Vorschlag der zu-
ständigen Fachgruppe einzuholen.

§ 12. Der Vorsitzende hat dem Landeshaupt-
mann oder seinem Stellvertreter die gewissenhafte
und unparteiische Ausübung seines Amtes mit
Handschlag zu geloben. Den übrigen Mitgliedern
der Prüfungskommission hat der Vorsitzende
dieses Gelöbnis abzunehmen.

§ 13. Der Vorsitzende hat die Prüfer vor Be-
ginn der Prüfung über allfällige Ausschließungs-
gründe (§ 14) zu befragen; er entscheidet über
den Ausschluß. Bei der Zusammensetzung der
Prüfungskommission ist bereits auf allfällige Aus-
schließungsgründe nach Möglichkeit Bedacht zu
nehmen.

§ 14. Vom Amte eines Prüfers sind ausge-
schlossen

a) die beiden letzten Dienstgeber des Prüf-
lings,

b) Personen, die mit dem Prüfling in gerader
Linie verwandt oder verschwägert oder in
der Seitenlinie bis zum vierten Grad ver-
wandt oder bis zum zweiten Grad ver-
schwägert oder mit ihm verheiratet oder
verheiratet gewesen sind,

c) die Wahl- und Pflegeeltern und der gesetz-
liche Vertreter des Prüflings und

d) Personen, deren Unvoreingenommenheit
gegenüber dem Prüfling aus anderen Grün-
den in Zweifel gezogen werden muß.

Nichtöffentlichkeit der Prüfung

§ 15. Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Der
Vorsitzende hat jedoch für jeden Prüfling höch-
stens je zwei Personen, die das Vertrauen des
Prüflings genießen, die Anwesenheit beim münd-
lichen Teil der Prüfung zu gestatten.

Prüfungsvorgang

§ 16. (1) Die schriftlichen und zeichnerischen
Prüfungsaufgaben und -fragen sind vor der Prü-
fung von der Prüfungskommission schriftlich
festzulegen und bis zu ihrem Gebrauche geheim-
zuhalten. Die Prüfungskommission kann den-
selben Vorgang hinsichtlich der mündlich zu be-
antwortenden Fragen einhalten.

(2) Die Ausarbeitung der Zeichnungen und die
schriftliche Beantwortung der Prüfungsaufgaben
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und -fragen ist von einem Mitglied der Prüfungs-
kommission oder einer vom Vorsitzenden der
Prüfungskommission bestellten Aufsichtsperson
zu überwachen.

(3) Die Benützung von Zahlentafeln, Logarith-
mentabellen, Formelbüchern, Normblättern,
Rechenschiebern und Gesetzbüchern ist in der
Regel gestattet; die Prüfungskommission kann
jedoch die Benützung von Behelfen für bestimmte
Prüfungsaufgaben untersagen. Die Benützung
von Rechnungs- oder Konstruktionsbeispielen,
von Lehrbüchern, ausdrücklich von der Benüt-
zung ausgeschlossenen sonstigen Behelfen oder
fremde Hilfe zieht den sofortigen Abbruch der
Prüfung mit der weiteren Wirkung nach sich,
daß eine neuerliche Zulassung zur Prüfung nicht
vor einem Jahr erfolgen darf. Vom Abbruch der
Prüfung sind die Ämter der anderen Landes-
regierungen zu verständigen.

Beurteilung und Bekanntgabe des Prüfungs-
ergebnisses

§ 17. (1) Die Beurteilung der Ergebnisse der
Prüfung hinsichtlich der einzelnen Prüfungs-
gegenstände, der in den Ziffern der Abs. 1 der
§§ 1 bis 5 angeführten Teile der Prüfung sowie
die Wertung des Gesamtergebnisses der Prüfung
obliegt der Prüfungskommission.

(2) Bei der Abstimmung entscheidet die Stim-
menmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Vorsitzenden.

(3) Die erfolgreiche Ablegung der nichtmünd-
lichen Prüfung bildet die Voraussetzung für die
Ablegung der mündlichen Prüfung.

(4) Das Ergebnis der Prüfung ist dem Prüfling
durch den Vorsitzenden vor der vollzähligen
Kommission bekanntzugeben. Über die bestan-
dene Prüfung ist dem Geprüften ein Zeugnis
auszustellen, das auf „bestanden" zu lauten hat.

Prüfungsprotokoll

§ 18. Über den Verlauf der Prüfung und der
Beratung der Prüfungskommission ist ein Proto-
koll aufzunehmen, das sämtliche Gegenstände der
Prüfung, die Beurteilung der Lösung der ge-
stellten Prüfungsaufgaben und -fragen, die ge-
sonderte Beurteilung der einzelnen Prüfungsteile,
die Wertung des Gesamtergebnisses der Prüfung
sowie alle sonstigen wesentlichen Vorkommnisse,
wie etwa den Abbruch der Prüfung, festzuhalten
hat. Das Protokoll ist von allen Prüfern zu unter-
zeichnen.

Wiederholungsprüfungen

§ 19. (1) Bewerber, die die nichtmündliche
Prüfung nicht bestanden haben, können die Prü-
fung erst nach Ablauf eines Jahres wiederholen;
ihre Namen sind den Ämtern der anderen Lan-
desregierungen bekanntzugeben.

(2) Bewerber, die lediglich die mündliche Prü-
fung nicht bestanden haben, können die Prüfung
bereits nach Ablauf eines halben Jahres wieder-
holen. Die Wiederholungsprüfung, die vor der-
selben Prüfungskommission abzulegen ist, vor
der der nichtmündliche Teil der Prüfung abge-
legt wurde, erstreckt sich in diesem Falle nur auf
den mündlichen Teil der Prüfung.

Folge der Nichtbetätigung im Baugewerbe nach
Prüfungsablegung

§ 20. Eine erfolgreich abgelegte Baugewerbe-
prüfung wird nicht mehr als Nachweis der Be-
fähigung anerkannt, wenn sich der Geprüfte
zehn Jahre lang nicht in dem betreffenden Bau-
gewerbe selbständig oder in unselbständiger Stel-
lung betätigt hat.

B. BESTIMMUNGEN ÜBER DIE PRÜFUNGS-
GEBÜHREN

Allgemeines

§ 21. Der Prüfungswerber hat nach Maßgabe
der Bestimmungen der §§ 22 bis 28 einen Kosten-
beitrag als Prüfungsgebühr zu entrichten; auf
diesen Betrag haben die Mitglieder der Prüfungs-
kommission zu gleichen Teilen Anspruch.

Höhe der Gebühren

§ 22. (1) Die Gebühr für die Ablegung der
Prüfung für Bewerber um eine Konzession für
das Baumeistergewerbe beträgt S 720'—.

(2) Wird die Prüfung ohne die Teilprüfung
nach § 1 Abs. 1 Z. 2 und Z. 3 lit: a abgelegt, so
beträgt die Prüfungsgebühr S 480'—.

(3) Wird die Prüfung ohne die Teilprüfung
nach § 1 Abs. 1 Z. 1, Z. 2 und Z. 3 lit. a abge-
legt, so beträgt die Prüfungsgebühr S 240'—.

(4) Für eine Teilprüfung nach § 1 Abs. 1 Z. 2
und Z. 3 lit. a beträgt die Prüfungsgebühr
S 240'—, für die spätere Teilprüfung aus den
übrigen Gegenständen S 480'—.

§ 23. (1) Die Gebühr für die Ablegung der
Prüfung für Bewerber um eine Konzession für
das Maurermeister-, Steinmetzmeister- oder Zim-
mermeistergewerbe beträgt S 540'—.

(2) Wird die Prüfung ohne die Teilprüfung
nach § 2 Abs. 1 Z. 2 und Z. 3 lit. a, § 3 Abs. 1
Z. 2 und Z. 3 lit. a oder § 4 Abs. 1 Z. 2 und Z. 3
lit. a abgelegt, so beträgt die Prüfungsgebühr
S 360'—.

(3) Wird die Prüfung ohne die Teilprüfung
nach § 2 Abs. 1 Z. 1, Z. 2 und Z. 3 lit. a, § 3
Abs. 1 Z. 1, Z. 2 und Z. 3 lit. a oder § 4 Abs. 1
Z. 1, Z. 2 und Z. 3 lit. a abgelegt, so beträgt die
Prüfungsgebühr S 180'—.

§ 24. Die Gebühr für die Ablegung der Prü-
fung für Bewerber um eine Konzession für das
Brunnenmeistergewerbe beträgt S 360'—.
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§ 25. (1) Wird gleichzeitig mit der Prüfung
für Bewerber um eine Baumeister- oder Maurer-
meisterberechtigung auch die Prüfung für Be-
werber um eine Steinmetzmeister-, Zimmer-
meister- oder Brunnenmeisterberechtigung (§ 30
Z. 1 dieser Verordnung) abgelegt, so erhöht sich
für jedes der zusätzlich angestrebten Gewerbe die
Prüfungsgebühr gegenüber den in § 22 Abs. 1
und § 23 Abs. 1 genannten Beträgen um je
S 180'—, gegenüber den in § 22 Abs. 2 und § 23
Abs. 2 genannten Beträgen um je S 120'— und
gegenüber den in § 22 Abs. 3 und § 23 Abs. 3
genannten Beträgen um je S 60"—.

(2) Der Betrag, um den die Prüfungsgebühren
nach Abs. 1 erhöht werden, kommt dem Ge-
werbetreibenden zu, um den die Prüfungskom-
mission verstärkt werden mußte. Mußte die Prü-
fungskommission um mehrere Gewerbetreibende
verstärkt werden, so kommt ihnen der obige Be-
trag zu gleichen Teilen zu.

§ 26. Wird gleichzeitig mit der Prüfung für
Bewerber um eine Zimmermeisterberechtigung
auch die Prüfung für Bewerber um die Brun-
nenmeisterberechtigung (§ 30 Z. 2 dieser Ver-
ordnung) abgelegt, so erhöht sich die Prüfungs-
gebühr gegenüber den in § 23 Abs. 1 bis 3 ge-
nannten Beträgen um je S 120'—. Dieser Betrag
kommt dem Brunnenmeister zu, um den die Prü-
fungskommission verstärkt werden mußte.

§ 27. (1) Wird eine Prüfung wegen Abbruchs,
Nichtbestehens des nichtmündlichen Teiles der
Prüfung oder wegen entsprechender Nichtbetäti-
gung im betreffenden Baugewerbe (§16 Abs. 3,
§ 19. Abs. 1 und § 20 dieser Verordnung) neuer-
lich abgelegt, so sind Prüfungsgebühren nach den
vorstehenden Bestimmungen zu entrichten.

(2) Im Falle der Wiederholung des mündlichen
Teiles der Prüfung (§ 19 Abs. 2 dieser Verord-
nung) beträgt die Prüfungsgebühr bei Baumeister-
prüfungen S 240'—, bei Maurermeister-, Stein-
metzmeister- und Zimmermeisterprüfungen
S 180'— und bei Brunnenmeisterprüfungen
S 120'—.

Ermäßigung der Gebühren

§ 28. Der Landeshauptmann kann aus rück-
sichtswürdigen, in der Person des Prüflings
gelegenen Gründen, wobei insbesondere auf die
Einkommensverhältnisse und die Sorgepflichten
des Prüflings Bedacht zu nehmen ist, die Prü-
fungsgebühren bis auf ein Viertel ermäßigen.

Rückerstattung von Prüfungsgebühren

§ 29. Die Prüfungsgebühr ist dem Prüfungs-
werber zurückzuerstatten, wenn er zur Prüfung
nicht zugelassen wird, wenn er spätestens acht
Tage vor dem Prüfungstermin zurücktritt oder
nachweisbar durch außerordentliche Umstände
am Erscheinen bei der Prüfung verhindert war."

2. Im Abschnitt II erhält der bisherige §16 die
Bezeichnung § 30.

3. Abschnitt III entfällt.

Artikel II

1. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
treten außer Kraft

a) die Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 24. De-
zember 1952, BGBl. Nr. 24/1953, über die
Taxen für Baugewerbeprüfungen,

b) die Verordnung des Ministeriums des Innern
im Einvernehmen mit den Ministerien für
Cultus und Unterricht und des Handels
vom 21. Jänner 1896, RGBl. Nr. 21, be-
treffend die gänzliche oder teilweise Rück-
erstattung der Prüfungstaxe an Bewerber
um Bau-, Maurer-, Steinmetz-, Zimmer-
und Brunnenmeisterberechtigungen, welche
vor Ablegung der Prüfung von derselben
zurücktreten.

2. Ansuchen um die Verleihung der Konzes-
sion für ein Baugewerbe, die vor dem Inkraft-
treten dieser Verordnung eingebracht worden
sind, sind nach den bisherigen Vorschriften zu
behandeln; auf Grund der bisher in Geltung ge-
standenen Bestimmungen mit Erfolg abgelegte
Prüfungen gelten als Prüfung nach den Bestim-
mungen des Art. I dieser Verordnung.

3. Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1967 in
Kraft.

Bock

1 3 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Bauten und Technik vom 22. März 1967
über die Sicherheit und den störungsfreien
Betrieb elektrischer Betriebsmittel und
Anlagen (2. Durchführungsverordnung zum

Elektrotechnikgesetz)

Auf Grund des § 3 Abs. 1 bis 3 in Zusammen-
halt mit § 8 Abs. 1 und § 10 des Elektrotech-
nikgesetzes, BGBl. Nr. 57/1965, wird im Einver-
nehmen mit den Bundesministerien für Land-
und Forstwirtschaft (hinsichtlich Anhang A Vor-
schriften ÖVE-E 31-1957 und ÖVE-E 31 a/1964
sowie ÖVE-L 1/1956) sowie für Verkehr und ver-
staatlichte Unternehmungen (hinsichtlich An-
hang A Vorschriften ÖVE-T 5/1967) verordnet:

§ 1. (1) Elektrische Betriebsmittel und elek-
trische Anlagen sind, soweit hiezu nach den Be-
stimmungen des Elektrotechnikgesetzes eine ge-
setzliche Verpflichtung besteht, innerhalb des
ganzen Bundesgebietes so zu errichten, herzu-
stellen, instandzuhalten und zu betreiben, daß
sie den im Anhang A angeführten, hiemit unter
der Einschränkung des Abs. 3 als „ a l l g e m e i n
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v e r b i n d l i c h " erklärten österreichischen
Vorschriften für die Elektrotechnik (ÖVE) ent-
sprechen.

(2) Die unter Abs. 1 fallenden elektrischen Be-
triebsmittel dürfen im Inland nur in den Verkehr
gesetzt werden, wenn sie den durch Abs. 1 ver-
bindlich erklärten Vorschriften für die Elektro-
technik (ÖVE) entsprechen.

(3) Von der Erklärung als „allgemein ver-
bindlich" des Abs. 1 sind die Bestimmungen über
Geltungsbeginn und Übergangsmaßnahmen aus-
genommen, die in den vor Inkrafttreten dieser
Verordnung herausgegebenen ÖVE-Vorschriften
enthalten sind.

(4) Im Gefährdungs- und Störungsbereich elek-
trischer Anlagen und Betriebsmittel sind die in
den allgemein verbindlich erklärten österreichi-
schen Vorschriften für die Elektrotechnik (ÖVE)
angeführten Maßnahmen zur Wahrung der elek-
trotechnischen Sicherheit und des störungsfreien
Betriebes zu treffen.

§ 2. Soweit elektrische Betriebsmittel und elek-
trische Anlagen von den Bestimmungen der im
Anhang A angeführten elektrotechnischen Vor-
schriften nicht erfaßt werden, sind sie den For-
derungen des § 3 Abs. 1 und 2 Elektrotechnik-
gesetz entsprechend so zu errichten, herzustellen
und instandzuhalten und zu betreiben, daß ihre
Sicherheit und die Sicherheit von Personen und
Sachen, ferner in ihrem Gefährdungs- und Stö-
rungsbereich der sichere und ungestörte Betrieb
anderer elektrischer Anlagen und Betriebsmittel
sowie sonstiger Anlagen gewährleistet ist. Dies
gilt jedenfalls dann als erfüllt, wenn diese An-
lagen und Betriebsmittel den im Anhang B an-
geführten „Österreichischen Vorschriften für die
Elektrotechnik (ÖVE)" entsprechen.

§ 3. Die im § 1 Abs. 1 (Anhang A) und im § 2
(Anhang B) genannten „Österreichischen Vor-
schriften für die Elektrotechnik (ÖVE)" werden
vom Österreichischen Verband für Elektrotech-
nik in A 1010 Wien I, Eschenbachgasse 9, ver-
öffentlicht und verkauft.

§ 4. In den im § 10 des Elektrotechnikgesetzes
angeführten Fällen — Anpassung von in diesen
Vorschriften nicht vorgesehenen oder nicht aus-
reichend berücksichtigten Sonderfällen an ört-
liche und sachliche Gegebenheiten, zum Beispiel
technische Neuentwicklungen — müssen An-
suchen um Ausnahmebewilligungen eine detail-
lierte Begründung darüber enthalten, daß es sich
bei den elektrischen Anlagen oder bei den elek-
trischen Betriebsmitteln, für die die Ausnahme
angestrebt wird, um einen örtlichen oder sach-
lichen Sonderfall handelt und die Anwendung
der geltenden elektrotechnischen Sicherheitsvor-
schriften nicht sinnvoll erscheint.

§ 5. (1) Die in den Anhängen A und B ange-
führten elektrotechnischen Sicherheitsvorschrif-

ten treten gleichzeitig mit der Verordnung in
Kraft, soweit nicht im Abs. 2 für einzelne Vor-
schriften oder Vorschriftenteile spätere Zeit-
punkte festgelegt sind.

(3) Den Forderungen des § 3 Abs. 1 und 2 des
Elektrotechnikgesetzes ist auch dann entsprochen,
wenn die im Abs. 2 angeführten elektrotechni-
schen Sicherheitsvorschriften oder Vorschriften-
teile bereits vor ihrem Inkrafttreten angewendet
werden.

Kotzina

Anhang A
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Anhang B
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1 3 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 4. April 1967, betreffend die Ratifika-
tion des Europäischen Übereinkommens über
die internationale Handelsschiedsgerichtsbar-
keit vom 21. April 1961 durch Frankreich

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen hat Frankreich am 16. De-
zember 1966 seine Ratifikationsurkunde zum
Europäischen Übereinkommen über die inter-
nationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit (BGBl.

Nr. 107/1964, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 284/1966) hin-
terlegt; für die Aufgaben nach Art. IV dieses
Übereinkommens wurde gemäß Art. X Abs. 6
der Präsident der Versammlung der Präsidenten
der Kammern für Handel und für Industrie in
Paris namhaft gemacht.

Das Übereinkommen ist für Frankreich am
16. März 1967 in Kraft getreten.

Klaus


